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2. Kann das Grundbuchamt auf einer ausdrücklichen 
Verzichtserklärung bestehen oder genügt bereits die ab-
gegebene Bewilligung (nebst Antrag) auf Löschung des 
Erbbaurechts im Grundstücksgrundbuch sowie Schlie-
ßung des Erbbaurechtsgrundbuchs?

III. Zur Rechtslage
1. Kein Erlöschen des Entschädigungsanspruchs 
durch Konfusion
Beim Entschädigungsanspruch gem. §  27 Abs. 1 
S. 1 ErbbauRG handelt es sich nach mittlerweile ganz 
herrschender und insbesondere vom BGH vertretener 
Ansicht nicht um einen schuldrechtlichen Anspruch, 
sondern um ein dingliches Sicherungsmittel eigener 
Art, das seinem Wesen nach einer Reallast ähnlich 
ist (vgl. BGH DNotZ 2013, 850 Tz. 17 u. 18; DNotI-
Abrufgutachten Nr.  144938; MünchKommBGB/
Heinemann, 8.  Aufl .  2020, §  27 ErbbauRG Rn.  6; 
Ingenstau/Hustedt/Bardenhewer, ErbbauRG, 11. Aufl . 
2018, § 28 Rn. 5; v. Oefele/Winkler/Schlögel, Handbuch 
Erbbaurecht, 6.  Aufl .  2016, §  5 Rn.  237; Staudinger/
Rapp, BGB, 2017, § 28 ErbbauRG Rn. 1). Daher kommt 
ein Erlöschen der Entschädigungsforderung infolge 
Konfusion nicht in Betracht. Vielmehr gilt der sachen-
rechtliche Grundsatz, dass eine dingliche Rechtsposition 
nicht dadurch untergeht, dass der Eigentümer des be-
lasteten Grundstücks und der Inhaber des belastenden 
Rechts personenidentisch sind, §  889 BGB. Die Ent-
schädigungsforderung tritt vielmehr im Wege der ding-
lichen Surrogation an die Stelle des durch Zeitablauf 
erloschenen Erbbaurechts und nimmt dessen Rangstelle 
auf dem Erbbaurechtsgrundstück ein, § 28 ErbbauRG 
(vgl. MünchKommBGB/Heinemann, §  27 ErbbauRG 
Rn.  4; v. Oefele/Winkler/Schlögel, §  5 Rn.  236).

2. Konkludenter Verzicht auf Entschädigungsforde-
rung
Im Grundsatz ist dem Grundbuchamt also darin zu-
zustimmen, dass es einer Aufgabeerklärung (i.  S.  v. 
§ 875 Abs. 1 S. 1 BGB, § 19 GBO) in Ansehung der 
reallastähnlichen Entschädigungsforderung bedarf. 
Im Gegensatz dazu zielt die Löschungsbewilligung be-
treff end das noch im Grundstücksgrundbuch eingetra-
gene Erbbaurecht eigentlich „nur“ auf die Berichtigung 
des Grundbuchs; denn infolge Zeitablaufs ist das Erb-
baurecht materiell-rechtlich bereits untergegangen und 
das Grundbuch insoweit unrichtig geworden.

Das Grundbuchamt hat allerdings nicht nur das Recht, 
sondern auch die Pfl icht, die ihm vorgelegten urkund-
lichen Erklärungen auszulegen und den wirklichen 
Willen zu erforschen (vgl. OLG Zweibrücken DNotZ 
1997, 325; OLG München NJOZ 2012, 1727, 1728; 
BGH DNotZ 2014, 513 Tz. 10; BeckOK-GBO/Holzer, 
Std.: 15.12.2019, § 19 Rn. 47; Keller, in: Keller/Munzig, 

Grundbuchrecht, 8. Aufl . 2019, Teil 1 § 2 Rn. 88). In 
Fällen, in denen weder eine Personenmehrheit noch eine 
Personenverschiedenheit besteht, wenn also der Allein-
eigentümer des Erbbaugrundstücks zugleich der allei-
nige Inhaber des Entschädigungsanspruchs ist, kann 
das Grundbuchamt nach unserem Dafürhalten keine 
ausdrückliche Aufgabeerklärung verlangen. Vielmehr 
hat es bei verständiger Würdigung des Lebenssachver-
halts die Löschungsbewilligung dahingehend auszu-
legen, dass der Bewilligende auch – also konkludent 
– auf die Entschädigungsforderung gem. §  27 Abs. 1 
S. 1 ErbbauRG verzichtet; denn an einer Durchsetzung 
dieses gegen sich selbst gerichteten Sicherungsmittels 
dürfte der Bewilligende regelmäßig weder ein wirt-
schaftliches noch ein rechtliches Interesse haben. Auf 
einer ausdrücklichen Aufgabeerklärung zu beharren, er-
schiene uns als unnötige „Förmelei“. In der notariellen 
Vertragsgestaltungspraxis sollte freilich zwischen der 
Berichtigung des Grundbuchs in Ansehung des unter-
gegangenen Erbbaurechts und der Aufgabe der real-
lastähnlichen Entschädigungsforderung unterschieden 
werden und sollte diese Unterscheidung in der Bewilli-
gung zum Ausdruck kommen – um Zwischenverfügun-
gen der vorliegenden Art zu vermeiden. 

3. Ergebnis
Im Ergebnis ist mithin festzuhalten, dass es sich bei 
dem Entschädigungsanspruch gem. §  27 Abs. 1 S. 1 
ErbbauRG um ein dingliches Sicherungsmittel eige-
ner Art handelt, das nicht durch Konfusion untergeht. 
Im Grundsatz bedarf es daher einer Aufgabeerklärung 
(i. S. v. § 875 Abs. 1 S. 1 BGB, § 19 GBO) in Ansehung 
dieses reallastähnlichen Rechts. Eine ausdrückliche 
„Verzichtserklärung“ erscheint uns indes entbehrlich, 
wenn der Alleineigentümer des Grundstücks, der zu-
gleich der einzige Erbbauberechtigte ist, die Löschung 
des durch Zeitablauf untergegangenen Erbbaurechts be-
willigt und beantragt. 

BGB §§ 1772 Abs. 1 S. 1 lit. c, 1741 Abs. 2 S. 3; 
TSG § 8
Adoption einer Volljährigen mit den Wirkun-
gen der Minderjährigenannahme; Zulässig-
keit der Stiefkindadoption nach Geschlechts-
umwandlung des Ehemanns 

I. Sachverhalt
Herr NN wurde als dem männlichen Geschlecht zu-
gehörig angesehen und trug den Vornamen B. Im 
März 2009 heiratete er Frau C NN.

Am 27.1.2017 beschloss das Amtsgericht auf der Grund-
lage des Transsexuellengesetzes (TSG), dass B NN fort-
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an den Vornamen A trägt und als dem weiblichen Ge-
schlecht zugehörig anzusehen ist. 

Nunmehr möchte die kinderlose A NN die (nichtehe-
liche) volljährige Tochter ihrer Ehefrau C NN als Kind 
annehmen, und zwar mit den Wirkungen der Minder-
jährigenannahme (§ 1772 Abs. 1 S. 1 lit. c BGB). Die 
Ehefrau würde dem zustimmen.

II. Frage
Ist die Annahme als Kind – wie gewünscht – möglich?

III. Zur Rechtslage
1. Volljährigenadoption nach § 1772 BGB
Im vorliegenden Fall soll eine Volljährigenadoption 
mit den Wirkungen einer Minderjährigenadoption 
i. S. v. § 1772 BGB beantragt werden. Diese Adoption 
zeitigt starke Wirkungen, d. h., es handelt sich um eine 
Volladoption, die den Angenommenen vollständig 
aus den bisherigen verwandtschaftlichen Beziehungen 
herauslöst und vollständig in die neue Ver wandtschaft 
eingliedert (vgl. §§ 1754 Abs. 1, 1755 Abs. 1 S. 1 BGB). 
Bei der Stiefkindadoption beschränkt sich das Er-
löschen der verwandtschaftlichen Beziehungen aller-
dings auf den anderen Elternteil und dessen Verwand-
te (vgl. § 1755 Abs. 2 BGB). Infolge der Volladoption 
würden daher gem. §  1755 Abs.  1 S.  1 BGB die 
Verwandtschafts beziehungen der Angenommenen zu 
ihrem leiblichen Vater und zu dessen Verwandten er-
löschen.

Bei Volljährigen bedarf es zwar nicht der Einwilligung 
der leiblichen Eltern (hier: des leiblichen Vaters) in die 
Adoption. Im Falle des §  1772 BGB müssen aber die 
Interessen der leiblichen Eltern Berücksichtigung fi n-
den (§ 1772 Abs. 1 S. 2 BGB). Dies gilt insbesondere 
für deren unterhaltsrechtliche Interessen. In dem Ad-
optionsverfahren, das auf Ausspruch einer Volljährigen-
adoption mit starken Wirkungen gerichtet ist, sind 
daher die leiblichen Eltern zwingend anzuhören (vgl. 
§§ 192 Abs. 2, 188 FamFG). 

2. Voraussetzungen der Stiefkindadoption
Für die Voraussetzungen der Volljährigenadoption gel-
ten grund sätzlich die Bestimmungen der Minderjäh-
rigenadoption entsprechend (vgl. §  1767 Abs.  2 S.  1 
BGB), namentlich im Hinblick auf die Adoptionsbe-
teiligten. Verheiratete Personen können daher grund-
sätzlich nur gemeinsam mit dem Ehegatten adoptieren 
(§ 1741 Abs. 2 S. 2 BGB). Die Einzelannahme durch 
eine verheiratete Person kommt nur in Be tracht bei der 
Annahme des Kindes des Ehegatten (Stiefkindadop-
tion, § 1741 Abs. 2 S. 3 BGB) oder in dem Fall, dass 
der Ehegatte kein Kind adoptieren kann (vgl. § 1741 
Abs. 2 S. 4 BGB). 

Im konkreten Fall stellt sich die Frage, ob die Voraus-
setzungen der Stiefkindannahme erfüllt sind. Dies 
ist zu bejahen, wenn zwischen dem Annehmenden 
und dem rechtlichen Elternteil des Kindes eine wirk-
same Ehe besteht (vgl. BeckOGK-BGB/Löhnig, 
Std.:  1.5.2019, §  1741 Rn. 81; MünchKommBGB/
Maurer, 8. Aufl . 2020, § 1741 Rn. 23). Dabei spielt es 
für die Zulässigkeit der Stiefkindadoption keine Rol-
le, ob es sich um ein eheliches, nichteheliches oder ad-
optiertes Kind handelt und ob der Ehegatte alleiniger 
Inhaber der elterlichen Sorge ist (MünchKommBGB/
Maurer, § 1741 Rn. 23).

Nach dem Sachverhalt haben die Beteiligten miteinan-
der im Jahr 2009 die Ehe geschlossen. Fraglich könnte 
nur sein, inwieweit die zwischenzeitliche Geschlechts-
umwandlung des Ehemanns in eine Frau daran etwas 
geändert hat. Mit der Einführung der „Ehe für alle“ 
zum 1.10.2017 (Gesetz zur Einführung des Rechts 
auf Eheschließung für Personen gleichen Geschlechts 
v. 20.6.2017, BGBl. I, S. 2787) ist die Verschieden-
geschlechtlichkeit der Ehegatten nicht mehr We-
sensmerkmal der Ehe. Da auch ein gleichgeschlecht-
liches Paar nunmehr die Möglichkeit hat, eine Ehe 
zu schließen, wirkt sich eine Geschlechtsumwand-
lung während bestehender Ehe (oder eingetragener 
Lebenspartnerschaft) nicht auf den Bestand der Ehe 
aus. 

Fraglich könnte dies nur dann sein, wenn die Ehe – wie 
im vorliegenden Fall – vor dem 1.10.2017 geschlossen 
worden und auch die Geschlechts umwandlung vor die-
sem Stichtag erfolgt ist. Nach Ansicht der Literatur gel-
ten in solchen Fällen (mangels gesetzlicher Regelung) 
die Grundsätze, die das BVerfG in seiner Ent scheidung 
vom 27.5.2008 (BVerfGE 121, 175 = NJW 2008, 3117) 
entwickelt hat. Danach lassen die rechtliche Anerken-
nung des Geschlechtswechsels gem. § 8 TSG und die 
daraus folgende faktische Gleichgeschlechtlichkeit der 
Partner den Bestand der Ehe un berührt, wenn beide 
Ehegatten an ihrer Ehe festhalten wollen (vgl. auch 
MünchKommBGB/Wellenhofer, 9. Aufl . 2019, Vor 
§ 1303 BGB Rn. 17). Nach der Ge schlechtsumwandlung 
würde die Ehe zwar tatsächlich und nach ihrem äußeren 
Er scheinungsbild von gleichgeschlechtlichen Partnern 
geführt. Sie sei aber weiter hin eine dauerhafte Lebens- 
und Verantwortungsgemeinschaft zweier Ehegatten, 
die als solche vom grundrechtlichen Schutz des Art. 6 
Abs. 1 GG nicht ausgenommen sei (NJW 2008, 3117 
Tz. 59).

Im vorliegenden Fall dürfte ohne Weiteres davon aus-
zugehen sein, dass die Ehe der Beteiligten Fortbestand 
hatte, sodass Frau A NN nunmehr auch ein Stiefkind 
wie gewünscht adoptieren kann. 


